
ferschweinen. Hier hätte unter Berücksichtigung der 
gegebenen Verhältnisse eine Vertragsänderung be­
schlossen werden können und das Staatliche Vertrags­
gericht nicht erst tätig zu werden brauchen. 
Wesentliche Mängel in der sozialistischen Hilfe sind in 
mangelnder Verantwortung oder Sorglosigkeit bei der 
Ausführung vertraglich übernommener Pflichten zu 
suchen. Auf der Grundlage des Vertragsgesetzes über­
nimmt bei Vertragsabschluß der liefernde bzw. lei­
stende Partner die Verpflichtung zur qualitätsgerech­
ten Lieferung oder Herstellung eines Werkes und zur 
termingerechten Übergabe. Der Besteller ist zur Ab­
nahme und Bezahlung verpflichtet. Im geschilderten 
Fall verletzte der VEB (K) die Vertragsbestimmungen 
über eine qualitätsgerechte Bauweise. Andererseits 
hätte aber der Besteller das Werk abnehmen und nach 
§ 53 Vertragsgesetz den erkennbaren Mangel (Fehlen 
der Dachrinnen) im Übernahmeprotokoll rügen müssen. 
Bei Nichtbeseitigung dieses Mangels binnen einer zu 
bestimmenden Frist durch den Leistenden wäre die 
LPG berechtigt gewesen, eine Vertragsstrafe für den 
entstandenen Schaden nach § 35 Abs. 2 Ziö. 5 und § 81 
Abs. 1 Vertragsgesetz zu fordern.
Der LPG ist durch die nicht termingerechte Fertigstel­
lung des Werkes ein feststellbarer Schaden durch den 
Rückgang der Milchleistung erwachsen. Das muß sich 
auch auf die Versorgung der Bevölkerung mit Milch 
und Fett auswirken. Der andere Schaden, der aus dem 
Nichtanbringen der Dachrinnen entstehen kann, ist 
augenblicklich noch nicht meßbar.
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Diese Beispiele lassen erkennen, daß es für alle Juri­
sten Möglichkeiten zur sozialistischen Hilfe und Be­
ratung gibt.

Die Erfüllung der Beschlüsse des 4. Plenums des ZK 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, insbe­
sondere die Durchsetzung des neuen Arbeitsstils, ge­
bieten besonders unseren Justizfunktionären, eine en­
gere Verbindung mit den Genossenschaftsmitgliedern 
und ihren Vorständen herzustellen. Die Notare des 
Staatlichen Notariats Plauen haben bisher ihren kör­
perlichen Einsatz in den LPGs geleistet. Dabei wurden 
wertvolle Erfahrungen gesammelt und andererseits viele 
Hinweise für die weitere Arbeit der LPGs gegeben. 
Aus dieser Zusammenarbeit heraus konnte schließlich 
festgestellt werden, daß das Vertrauensverhältnis zwi­
schen der Justiz und der LPG sich weiterentwickelt 
hat, indem durch eine gute juristische Beratung unse­
ren Genossenschaften geholfen werden kann. Bei die­
ser guten und fruchtbringenden Zusammenarbeit 
haben wir immer wieder feststeilen müssen, daß wir 
Rechtsgebieten gegenüberstehen, deren Inhalt bisher 
von uns kaum beachtet wurde. Wenn wir jedoch mit 
der stürmischen Entwicklung unserer Volkswirtschaft 
Schritt halten wollen, ist es unumgänglich, sich auch 
mit den Bestimmungen z. B. des Vertragsgesetzes und 
anderen Rechtsnormen vertraut zu machen. Unser Bei­
trag zur Vollendung des Sozialismus soll und muß sein, 
unsere LPGs zu festigen und zu stärken und ihnen 
nach unseren Kräften alle erdenkliche sozialistische 
Hilfe zu leisten.

HELMUT OBERLÄNDER,
Oberassistent am Institut für Wirtschafts- und Zivilrecht der Friedrich-Schiller-Universität Jena

Zur Regelung der Pflichten des sozialistischen Handels 
im künftigen Zivilgesetzbuch

Die wichtigsten gesellschaftlichen Verhältnisse, deren 
Entwicklung das Kaufrecht zu fördern berufen ist, sind 
die Beziehungen der Bürger zu den Handelsorganen. 
Mit Hilfe des sozialistischen Handels realisieren die 
Werktätigen hauptsächlich ihren Anteil am gesellschaft­
lichen Gesamtprodukt in Gebrauchswerten.
Diese neuen Beziehungen spiegeln die Bestimmungen 
des BGB über den Kaufvertrag naturgemäß nicht wider. 
Die Regelung des Kaufvertrages im BGB ist der recht­
liche Ausdruck der Realisierungssphäre des Mehrwerts 
im Kapitalismus, also die rechtliche Form eines von 
seinem heutigen Gegenstand prinzipiell unterschied­
lichen Inhalts. Daraus folgt, daß die Normen des BGB 
ungeeignet sind, das in den Beziehungen der Bürger 
zum sozialistischen Handel zum Ausdruck kommende 
Neue zu fördern.'Sie bieten hierzu keinerlei Anknüp­
fungspunkte. Sie gehen von der abstrakten Person aus, 
deren Interessensphäre sie abgrenzen gegenüber den 
Interessen anderer Personen und gegenüber den „gesell­
schaftlichen“ Interessen; 'sie sind das private Recht 
egoistisch handelnder, ausschließlich auf die Befriedi­
gung ihrer Privatinteressen bedachter „Rechtssubjekte“. 
Es geht bei der Neuregelung des Kaufrechts keinesfalls 
darum, das BGB in irgendeiner Weise ,,zu- verbessern“, 
sondern darum, ausgehend von einer konkreten Ana­
lyse der gegenwärtigen Verbindungen der Bürger mit 
dem sozialistischen Handel, eine rechtliche Regelung zu 
schaffen, die die sich herausbildenden und zu festigen­
den neuen, sozialistischen Gemeinschaftsbeziehungen

entwickeln hilft.1 * Dies führt nicht nur notwendig zum 
völligen Bruch mit der alten, aus dem Kapitalismus 
überkommenen Regelung des BGB, sondern auch mit 
den bürgerlichen, abstrakt-formalistischen Rechts­
anschauungen, die, bedingt durch die zunächst notwen­
dige Weitergeltung des BGB, gerade im Zivilrecht be­
sonders hartnäckig nachwirken.
Die Auseinandersetzung mit den überkommenen pri­
vatrechtlichen Vorstellungen ist von großer praktischer 
Bedeutung für die Gesetzgebungsarbeit, weil in der 
Theorie wie in der Praxis sich das Neue nur im ständi­
gen Kampf gegen das Alte herauszubilden und zu ent­
wickeln vermag.
Die neuen, sich auf der Grundlage des sozialistischen 
Eigentums entwickelnden Beziehungen der Bürger zu 
ihrem Handel zeichnen sich im wesentlichen durch 
folgende Merkmale aus:
1. Sie sind allgemeine gesellschaftliche Beziehungen, 
getragen von der Interessenübereinstimmung zwischen 
den Werktätigen und dem sozialistischen Handel.
2. Sie sind für diesen Bereich der konkrete Ausdruck 
der Entwicklung des grundlegenden Rechts der Bürger 
auf Mitwirkung an der bewußten Gestaltung des 
gesellschaftlichen Lebens.

l Zu den grundsätzlichen Fragen der Neuregelung des Kauf­
rechts vgl. Posch, Überwindung privatrechtlicher Vorstellun­
gen im Zivilrecht, NJ 1959 S. 837 ff.; Halgasch/Oberländer/Posch, 
Grundfragen der Neugestaltung des Kaufrechts, Staat und 
Recht I960, Heft 7, S. 1200 ff.
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